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W147 2214918-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Stephan KANHAUSER als Einzelrichter tiber die Beschwerde
von XXXX gegen den Bescheid der GIS Gebulhren Info Service GmbH vom 4. Januar 2019, GZ 0001865874, zu Recht
erkannt:

A)

Die Beschwerde hinsichtlich der Rundfunkgebuhrenbefreiung wird gemall 8 3 Abs. 5 und § 6 Abs. 2
Rundfunkgebihrengesetz - RGG, BGBI. | Nr. 159/1999 jeweils in der FassungBGBI. | Nr. 70/2016, sowie 88 47ff
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Fernmeldegebihrenordnung (Anlage zum Fernmeldegebulhrengesetz), BGBI. | Nr. 170/1970 in der FassungBGBI. | Nr.
70/2016, als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 in der Fassung BGBI. | Nr.
22/2018, nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
l. Verfahrensgang:

1. Mit am 25. Oktober 2018 bei der belangten Behdrde -eingelangten Antragsformular beantragte der
Beschwerdefiihrer die Befreiung von den Rundfunkgebihren, kreuzte den Bezug von Leistungen aus der Sozialhilfe
oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit sowie den
Bezug von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung der am Formular angefihrten Anspruchsvoraussetzungen
und gab zwei weitere mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebende Personen an. Dem Antrag war eine Kopie des
Behindertenpasses des Beschwerdeflhrers beigeschlossen.

2. Im Akt der belangten Behdorde findet sich eine Notiz der belangten Behérde vom 8. November 2018, demnach der
Beschwerdefiihrer laut Auszug aus dem Zentralen Melderegister seit 31. August 2018 obdachlos gemeldet sei. Der
Notiz wurde ein ZMR-Auszug beigeschlossen.

3. Mit Schreiben vom 8. November 2018 teilte die belangte Behérde dem Beschwerdefuhrer das "Ergebnis der
Beweisaufnahme" mit (namlich die Feststellung, dass der Beschwerdeflhrer am beantragten Standort keinen
Hauptwohnsitz habe) und forderte ihn zu einer Stellungnahme innerhalb von zwei Wochen nach der Zustellung dieses
Schreibens auf, widrigenfalls sein Antrag abgewiesen werden musse.

4. In weiterer Folge langten keine weiteren Unterlagen bei der belangten Behorde ein.

5. Mit Bescheid vom 4. Dezember 2019, GZ 0001865874, wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefuhrers
ab und fuhrte begrindend aus, dass der Beschwerdefiihrer am beantragten Standort keinen Hauptwohnsitz habe.
Auch sei der Beschwerdefuhrer bereits schriftlich darauf hingewiesen worden, dass sein Antrag abgewiesen werde,
sollte er die bendtigten Angaben bzw. Unterlagen nicht innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der schriftlichen
Aufforderung nachreichen.

6. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben und um neuerliche Uberpriifung des Antrages
ersucht. Der Beschwerde wurde eine Hauptwohnsitzbestdtigung vom 31. August 2018 beigefugt, demnach der
Beschwerdeflhrer einen aufrechten Hauptwohnsitz in der angegebenen Gemeinde habe und die angefihrte
Kontaktstelle als Abgabestelle im Sinne des Zustellgesetzes gelte.

7. Die Beschwerdevorlage der belangten Behdrde vom 18. Februar 2019 langte beim Bundesverwaltungsgericht am 21.
Februar 2019 ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Folgender Sachverhalt steht fest:
1.1. Der Beschwerdefuhrer ist Inhaber eines Behindertenpasses.

1.2. Der Beschwerdefuhrer hat seit 31. August 2018 fir antragsgegenstandlichen Standort keine aufrechte
Hauptwohnsitzmeldung.

Davor hatte er seinen Hauptwohnsitz an dem im verfahrenseinleitenden Antrag angegebenen Standort.
2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen beruhen auf den von der belangten Behodrde vorgelegten Verwaltungsakt und den seitens des
Beschwerdefiihrers beigebrachten Unterlagen.
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Die vom Beschwerdefuhrer im Rahmen der Beschwerde uUbermittelte Hauptwohnsitzbestatigung legt eine
Hauptwohnsitzmeldung des Beschwerdefuhrers innerhalb der namentlich angefiihrten Gemeinde, jedoch nicht am
verfahrenseinleitenden Antrag angegebenen Standort fest.

Der im verfahrensgegenstandlichen Antrag angefuhrte Standort ist laut dieser vom zustandigen Bezirksamt am 31.
August 2018 ausgestellten Bestatigung lediglich als "Kontaktstelle", welche zugleich als Abgabestelle im Sinne des
Zustellgesetzes gilt, angeflhrt.

Ebenso wurde auf dieser Bestatigung von der an der Kontaktstelle wohnhaften Person handschriftlich vermerkt, dass
der Beschwerdefuhrer an antragsgegenstandlichem Standort nicht schlaft.

3. Rechtlich folgt daraus:
3.1. Zur Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts:

Gegen von der GIS Gebuhren Info Service GmbH erlassene Bescheide ist nach 8 6 Abs. 1 Rundfunkgebuhrengesetz -
RGG, BGBI. | Nr. 159/1999 in der FassungBGBI. | Nr. 70/2013, die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht

zulassig.

Gemal § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYwGG, BGBI | Nr. 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Mangels einer diesbezuglichen Bestimmung liegt im gegenstandlichen Verfahren Einzelrichterzustandigkeit vor.

3.2 Anzuwendendes Recht:

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte (mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes) ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2013, geregelt (8 1
leg cit). Gemal3 § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 und des IV. Teiles,
sowie im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren

angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.
§ 28 Abs. 1 und Abs. 2 VWGVG lauten wortwoértlich:

"(1) Sofern die Beschwerde nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die

Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemé&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn 1. der maf3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts
durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis

verbunden ist."
Die 88 2, 3, 4 und 6 Rundfunkgebuihrengesetz - RGG lauten:
"Gebuhrenpflicht, Meldepflicht

§ 2. (1) Wer eine Rundfunkempfangseinrichtung im Sinne des 8 1 Abs. 1 in Gebduden betreibt (Rundfunkteilnehmer),
hat GebUhren nach 8 3 zu entrichten. Dem Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung ist deren Betriebsbereitschaft

gleichzuhalten.

(2) Die GebUhrenpflicht nach 8 1 besteht nicht, wenn

1. dem Rundfunkteilnehmer eine Befreiung (§ 3 Abs. 5) erteilt wurde oder
2. far den Standort bereits die Gebulhren nach § 3 entrichtet werden.

Standort ist die Wohnung oder eine sonstige Raumlichkeit bzw. ein geschlossener Verband von Raumlichkeiten mit
einheitlichem Nutzungszweck, wo eine Rundfunkempfangseinrichtung betrieben wird.

3)(..)
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Rundfunkgebulhren
8§ 3. (1) Die GebUhren sind fur jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen (...)
(2)(...)

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI Nr 170/1970, genannten
Voraussetzungen fur eine Befreiung von der Rundfunkgebuhr vorliegen.

6)(...)
Einbringung der Gebuhren

8§ 4. (1) Die Einbringung der Gebuhren und sonstiger damit verbundener Abgaben und Entgelte einschlieBlich der
Entscheidung Uber Befreiungsantrage (8 3 Abs. 5) obliegt der "GIS Gebuhren Info Service GmbH" (Gesellschaft).

(2) bis (5) (...)
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behdrdlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

(3) bis (5) (...)."

Die Anlage zum Fernmeldegebiihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. | Nr. 170/1970 in der FassungBGBI. |
Nr. 70/2016, lautet (auszugsweise):

"ABSCHNITT XI
Befreiungsbestimmungen
§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

der Rundfunkgebuhr fur Radio-Empfangseinrichtungen (§ 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),

der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG) zu befreien:
1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen &ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebiihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen, wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

2.Von der Rundfunkgebihr flir Fernseh-Empfangseinrichtungen
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a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;
b) Heime fur solche Personen, wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
3.(Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulerdem die Einklinfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte auBergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.
8 49. Eine Gebuhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen
Hauptwohnsitz haben,

2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsraume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hoérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis lGber den Verlust des Gehérvermdgens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebulhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen

werden kann.

(3) Die Finanzbehérden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhaltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einkunfte im Sinne von 8 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Gber die Einkommensverhaltnisse
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nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht
ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung maligeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

6)(...)

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflur aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemal § 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen. (...)"

3.3. Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Im Hinblick auf die zwischenzeitlich erfolgte Wohnsitzanderung des Beschwerdeflhrers ist festzuhalten, dass das
Rundfunkgeblihrengesetz (vgl. etwa § 2 leg.cit) die Gebuhrenpflicht an den Betrieb einer
Rundfunkempfangseinrichtung an einem bestimmten Standort bindet. 8 49 Z 1 Fernmeldegebuhrenordnung setzt
voraus, dass der Antragsteller an dem Standort, fir welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebuhr beantragt,
seinen Hauptwohnsitz hat.

Verfahrensgegenstandlich hat der BeschwerdefUhrer eine Rundfunkgebihrenbefreiung fir den im Antrag naher
bezeichneten Standort beantragt, seinen (Haupt-)Wohnsitz jedoch zwischenzeitig verlegt. Der neue Wohnsitz besteht
laut der vorgelegten Hauptwohnsitzbestatigung der Gemeinde bereits seit dem 31. August 2018 (vgl. § 1 Abs. 7
Meldegesetz 1991, BGBI. 9/1992 idF BGBI. | 120/2016, sowie VWGH 22.12.2015, 2015/06/0086 mwN zur Indizwirkung
der Eintragung im Zentralen Melderegister). Da die Gewahrung der Befreiung von der Rundfunkgebihr jedoch an den
Hauptwohnsitz knipft, die antragsgegenstandliche Adresse und der damit verbundene Standort jedoch nur
Kontaktstelle im Sinne einer Abgabestelle laut Zustellgesetz gilt, ist somit ab dem Zeitpunkt der (faktischen)
Wohnsitzanderung eine fur die Geblhrenbefreiung notwendige Anspruchsvoraussetzung weggefallen.

Auf Grundlage der vorgelegten Unterlage des Beschwerdeflhrers war die Beschwerde daher als unbegriindet
abzuweisen.

Absehen vom Durchfiihren einer mindlichen Verhandlung:
Der entscheidungswesentliche Sachverhalt ist im vorliegenden Fall geklart.

GemaR 8§ 24 Abs. 4 VwWGVG konnte das Bundesverwaltungsgericht im vorliegenden Fall von einer muindlichen
Verhandlung absehen, weil die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der
Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

3.4. Zu B) Unzulassigkeit der Revision

Die Revision ist gemaR § 25a Abs. 1 VWGG iVm Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, da der gegenstandliche Fall nicht von
der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die Gesetzeslage erscheint im
entscheidungswesentlichen Zusammenhang insgesamt klar und eindeutig (zur Unzulassigkeit einer Revision aus
diesem Grunde vgl. VWGH 27.08.2014, Ra 2014/05/0007 mwN).
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